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WIR INFORMIEREN: 

Wehrpflicht und andere            
Pflichtdienste verhindern  
Beschluss des DGB-Bundesjugendausschusses           
vom 16.9.2025  

Die DGB-Jugend bleibt antimilitaristisch. Wir 
setzen uns gegen jede Militarisierung unserer 
Gesellschaft ein. Unser Handeln steht im 
Geiste der Friedensbewegung unter dem Motto 
„Nie wieder Krieg!“ Krieg und die Vorstellung 
davon dürfen nicht normalisiert werden. Frie-
den ist und bleibt das Ziel gewerkschaftlicher 
Politik und muss das Ziel des Staates sein. Un-
sere Haltung bleibt klar: Die DGB-Jugend lehnt 
eine Wiedereinführung der Wehrpflicht und des 
Zivildienstes und die Einführung anderer 
Pflichtdienste für junge Menschen ab. Beste-
hende rechtliche Möglichkeiten zum Pflicht-
dienst oder zur Arbeitspflicht müssen abge-
schafft werden. Jede Form der Wehrerfassung 
lehnen wir ebenfalls ab. Es besteht die reale 
Gefahr, dass verpflichtende Ersatzdienste zur 
Umgehung struktureller Probleme im Sozial- 
und Pflegebereich genutzt werden. Das unter-
wandert bestehendes Fachpersonal und darf 
nicht für die Beschaffung billiger Arbeitskräfte 
missbraucht werden. (…) 
 

Bundesjugendring kritisiert          

die Debatte um das Wehrdienst- 

modernisierungsgesetz 

(…) Die aktuelle Debatte um die Einführung ei-
nes allgemeinen Wehrdienstes verengt den 
Blick auf das Militärische und lässt einen fal-
schen Fokus erkennen. „Wenn junge Men-
schen in der öffentlichen Debatte mit einer ver-
meintlichen Bringschuld adressiert werden und 
ein Wehrdienstmodernisierungsgesetz disku-
tiert wird, anstatt ihr Engagement für Gesell-
schaft und Demokratie zu sehen und zu 

fördern, entsteht eine erhebliche Schieflage.“, 
betont Daniela Broda, Vorsitzende des Bun-
desjugendrings. Die Demokratie wird bereits 
heute tagtäglich von antidemokratischen Kräf-
ten angegriffen. (…)  

Der aktuelle Entwurf des Wehrdienstmoderni-
sierungsgesetzes ist kein faires Angebot für 
junge Menschen – und bietet auch keine echte 
Freiwilligkeit. Echte Freiwilligkeit bedeutet, 
dass alle Optionen – ohne finanzielle Nachteile 
oder soziale Hürden – gleichberechtigt wählbar 
sind. Davon kann keine Rede sein, wenn bei-
spielsweise der Führerschein für junge Men-
schen im Wehrdienst bezahlt wird, nicht aber 
für jene, die ein Freiwilliges Soziales Jahr in ei-
nem Pflegeheim auf dem Land leisten – wo die-
ser ebenso notwendig wäre. Gerade für junge 
Menschen, die von Armut betroffen sind, ent-
steht dadurch ein einseitiger Anreiz. Das ist 
nicht nur eine Frage sozialer Gerechtigkeit, 
sondern letztlich auch ein Ausdruck von Klas-
sismus. 

Von echter Freiwilligkeit kann auch dann nicht 
gesprochen werden, wenn offizielle staatliche 
Schreiben an junge Menschen einseitig den 
Dienst bei der Bundeswehr bewerben – wäh-
rend andere, zivile Engagementmöglichkeiten, 
etwa im Katastrophenschutz oder in den Frei-
willigendiensten, gar nicht erwähnt werden.  

Der Bundesjugendring ist für die auf den 10. 
November 2025 angesetzte Anhörung im Bun-
destag vom Verteidigungsausschuss geladen 
und wird dort von der Vorsitzenden Daniela 
Broda vertreten. Der Bundesjugendring kriti-
siert eine mögliche Verpflichtung junger Men-
schen zum Militärdienst angesichts der damit 
verbundenen massiven Freiheitseinschränkun-
gen. Es braucht stattdessen echte Freiwilligkeit 
– und gleichzeitig die Stärkung ziviler, demokra-
tischer Strukturen. Dann erübrigt sich auch die 
Diskussion um die Einführung eines Losverfah-
rens.         (16.10.2025) 


